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Anlage 11 zur GRDrs 821/2016



Stellenschaffungen
im Vorgriff auf den Stellenplan 2018


	 Org.-Einheit
 Kostenstelle
	 Amt
	 BesGr.
 oder
 EG
	 Funktionsbezeichnung
	 Anzahl
 der
 Stellen
	 Stellen-
 vermerk
	 durchschnittl.
 jährl. kosten-
 wirksamer Aufwand
 in Euro

	
4001100

4080 9600


	
Schulverwaltungsamt
	
EG 6
	
Schulsekretär/in 

Mehrbedarf für Umsetzung neuer Zuteilungsgrund-sätze

	
3,5
	
KW 01/2020
	
169.050

	
4001100

4080 9600

	
Schulverwaltungsamt

	
EG 7
	
Schulsekretär/in 

Härtefallstellen
	
3,0
	
KW 01/2022
	
145.500

	
4001100

4080 9600

	
Schulverwaltungsamt

	
EG 6
	
Schulsekretär/in / Springkraft 

Meldestelle für berufliche Schulen
	
0,55
	
--
	
26.565

	Summe
	
	
	
	7,05
	
	341.115


1	Antrag, Stellenausstattung

Beantragt wird die Schaffung von 7,05 Stellen (4,05 in EG 6 und 3,0 in EG 7) für Schulsekretäre bzw. Schulsekretärinnen entsprechend der GRDrs 619/2016.
2	Schaffungskriterien

a) Gemeinderatsbeschluss:
Stellenschaffungen i.H.v. 3,5 Stellen ergeben sich auf Basis der neuen Zuteilungsgrundsätze, diese sind vom Verwaltungsausschuss in seiner Sitzung am 05.10.2016 beschlossen worden. Weitere 3,0 Stellen sind nötig, um die mit dieser Umsetzung verbundenen Härtefälle ausgleichen zu können. 
b) Arbeitsvermehrung:
Aufgrund der wachsenden Zahl von Flüchtlingen, die Vorbereitungs- und VABO-Klassen besuchen, gibt es zudem einen weiteren Stellenbedarf von 0,55 Stellen.
3	Bedarf
3.1	Anlass

Die Zuteilungsgrundsätze für Schulsekretärinnen regeln die Zuordnung von Stellen bzw. Stellenanteilen an den einzelnen Schulen unter Berücksichtigung der Schulart und –größe. In der GRDrs 619/2016 wurde ausführlich dargelegt, welche Gründe für eine grundsätzliche Neuordnung der Zuteilungsgrundsätze sprechen. Folgende schul- und gesellschaftspolitische Eckpunkte wurden genannt:

- Auswirkungen des neuen Staatsangehörigkeitsrechts 
- Ausbau der Grundschulen zu Ganztagesschulen / Einrichtung von Schülerhäusern
- Wegfall der Grundschulempfehlung
- Einführung von Gemeinschaftsschulen
- weitere strukturelle Veränderungen auf Grund der lfd. Schulentwicklungsplanung
- Entwicklung der Sonderschulen hin zu sonderpädagogischen Bildungs- und 
	Beratungszentren / Inklusion

Die Umsetzung der neuen Zuteilungsgrundsätze soll in drei Schritten erfolgen. Begonnen werden soll mit den besonders dringlichen neuen Gemeinschaftsschulen, den Real-schulen und den Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren zum Schuljahr 2017/2018. Zum Schuljahr 2018/2019 wird die Umsetzung in einem zweiten Schritt bei den Grundschulen, Grund- und Hauptschulen und Grund- und Werkrealschulen fortgesetzt und zum Schuljahr 2019/2020 im dritten Schritt mit den Gymnasien und dem Schulverbund an der Jörg-Ratgeb-Schule abgeschlossen.

Die Umsetzungsmaßnahmen, die für die einzelnen Schulsekretariate erforderlich werden, führen zu Verschiebungen, die derzeit nicht konkret geplant werden können. Hinzu kommen die Maßnahmen, die durch die Schulentwicklung entstehen, wie beispielsweise Schließung von Werkrealschulen oder Ausbau von Ganztagesschulen. Dadurch entstehende Personalüberhänge bzw. Fehlbedarfe können nicht immer 1:1 umgesetzt werden, so dass es zu vorübergehenden Personalmehrbedarfen kommt. Umsetzungen mit dem bestehenden Personal müssen zudem sozialverträglich erfolgen. Um die Arbeit in den Schulsekretariaten nicht zu sehr zu beeinträchtigen, werden für Härtefälle während einer Übergangszeit von ca. 4 Jahren weitere 3,0 „Pool-Stellen“ benötigt.

3.2	Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffung

Ohne die Stellenschaffungen werden die Ziele der neuen Zuteilungsgrundsätze nicht erreicht. Die Arbeitsvermehrung aufgrund gestiegener Schüler- und Flüchtlingszahlen kann nicht ausgeglichen werden. Es kommt zu Einbußen in der Servicequalität, weiter sind negative Auswirkungen beim vorhandenen Personal zu erwarten.

4	Stellenvermerke

Die Stellen zur Umsetzung der neuen Zuteilungsgrundsätze erhalten den Vermerk 
KW 01/2020, die sog. „Härtefallstellen“ den Vermerk KW 01/2022. 
